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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 28 
 

(Heidacker) – Stederdorf 
 

mit Örtlichen Bauvorschriften 
 

 
 
 
1.  Erfordernis der Planaufstellung/ Ziel und Zweck  des Bebauungsplanes  

 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Die Baulandnachfrage, insbesondere für Einfamilienhäuser, ist weiterhin hoch. Für die-
se Bauform existieren in Stederdorf keine Baulandreserven. 
 
Die Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung sehen die Bereitstellung von Wohnbau-
flächen, insbesondere auf freien und infrastrukturell gut erschlossenen Flächen, vor. 
Durch die verkehrsgünstige Anbindung Stederdorfs an die Kernstadt und an das über-
örtliche Verkehrsnetz, auch im ÖPNV, hat sich dieser Ortsteil immer mehr als Wohn-
standort für Peine entwickelt. 
Die ständigen Nachfragen nach Eigenheimgrundstücken von Bauinteressenten aus 
dem Ort Stederdorf selbst wie aber auch aus anderen Ortsteilen rechtfertigen die Auf-
stellung des neuen Bebauungsplans. 
 
 
 

2. Entwicklung des Planes/ bestehende Rechtsverhält nisse  
 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 28, Stederdorf, bestehen bisher 
nur in westlichen und südlichen Planbereichen rechtsverbindliche Festsetzungen. 
Durch die vorgeschlagene private Nutzung des Lärmschutzwalls wird es notwendig 
diesen Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 23 „Zubringer B 444 / Autobahnanschluß 
Peine Ost“ mit diesem Bebauungsplan zu ändern. Außerdem wird ein geringfügiger 
Teil des Bebauungsplans Nr. 26 „Südlich Mühlenweg“ in den Plan aufgenommen und 
modifiziert.  
 
Da der Flächennutzungsplan für den Planbereich landwirtschaftliche Nutzflächen aus-
weist, wird dieser im Parallelverfahren geändert. 
Diese Fläche wird als Allgemeines Wohngebiet, Mischgebiet und Öffentliche Grünflä-
che dargestellt werden. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als Mittel-
zentrum u.a. die Aufgabe, Wohngebiete zur Deckung des Wohnraumbedarfs aller Be-
völkerungsschichten zu sichern und zu entwickeln. Die Planung ist diesem Ziel ange-
paßt. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm 1995 für den Großraum Braunschweig wurde 
zunächst auf die Darstellung von Vorranggebieten für die Siedlungsentwicklung ver-
zichtet. Für den betroffenen Bereich ist ein Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft dar-
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gestellt. 
 
Die Stadtentwicklungskonzeption Peine prognostiziert von 1993 bis zum Jahr 2010 ei-
nen Bevölkerungszuwachs von rd. 3.500 Einwohnern. Die anwachsende Bevölke-
rungszahl bei gleichzeitig sinkender durchschnittlicher Haushaltsgröße läßt den Bedarf 
an Wohnraum und somit an Bauland steigen. 
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Peine wurde in den 70er Jahren 
aufgestellt. Die durch die vorbereitende Bauleitplanung gesicherten Wohnbauflächen 
sind inzwischen erschöpft. Zur Deckung des vorhandenen und künftigen Wohnbedarfs 
wird somit die Ausweisung neuen Baulandes an den Siedlungsrändern erforderlich. 
 
In Abwägung der in diesem Fall konkurrierenden Ansprüche der Landwirtschaft, die 
hier durch die Stadtrandlage und die geplante Umgehungsstraße ohnehin einge-
schränkt ist, und der Wohnnutzung wird letzterer ein höherer Stellenwert zugemessen. 
 
 
 

3. Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbere iches des Bebauungsplanes  
 
Der Ortsteil Stederdorf liegt nordöstlich der Kernstadt und ist über die Peiner Straße zu 
erreichen. Stederdorf befindet sich verkehrsgünstig an der Autobahn A 2. 
 
Das Plangebiet liegt im östlichen Teil der Ortschaft und grenzt  
• im Osten an den Bebauungsplan Nr. 23 (Zubringer B 444 / Autobahnanschluß  

Peine - Ost), 
• im Westen an ein Allgemeines Wohngebiet, 
• im Süden an den Bebauungsplan Nr. 26 und  
• im Norden an die K 20. 
  
Der Landschaftsrahmenplan weist den Großteil des überplanten Gebietes als eine in 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes stark eingeschränkte Fläche mit intensiver 
ackerbaulicher Nutzung aus. 
 
Im Südwesten des Plangebietes befindet sich ein in der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes mäßig eingeschränktes Stillgewässer mit Weiden und Röhricht als Uferbe-
grünung. In der südlich angrenzenden Grünlandbrache befindet sich ein Seggenried. 
Eingebettet ist dieses Biotop in ein Gebiet intensiv genutzten Grünlandes. 
Es ist vorgesehen, diesen Bereich in eine Öffentliche Grünfläche zu integrieren. 
 
Zur Erkundung des Baugrundes wurden 16 Rammkernsondierungen bis einheitlich 
4,00 m Tiefe unter Geländeniveau abgeteuft. 
 
Dabei wurde ein Baugrundaufbau aus Mutterboden über Geschiebedecksand (nicht 
flächendeckend vorhanden), Geschiebelehm und Schmelzwassersand angetroffen. 
Die Schichtdicke des Geschiebelehms ist stark uneinheitlich, nach Norden und Süd-
westen ist von einem Auskeilen auszugehen. 
Hiervon abweichend wurde im Südwesten (Bodensenke mit Teich) unter dem Mutter-
boden Schwemmsand über Mudde und tertiärem Grünsand aufgeschlossen. 
Das im Schmelzwassersand enthaltene Grundwasser muß im Norden des Areals auf 
maximal +67,50 m NN, im Süden auf Höhen um +67,00 m NN erwartet werden. 
Die anstehenden Bodenarten sind bei annähernd steifplastischer Konsistenz (Ge-
schiebelehm) bzw. mitteldichter Lagerung (Geschiebedecksand, Schmelzwassersand, 
Grünsand) ausreichend tragfähig im Sinne der DIN 1054. 
Bauwerksgründungen in diesen Schichten können auf der Grundlage der Tabellen 1 
(Sande) bzw. 4 (Geschiebelehm) bemessen werden. 
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Erhöhungen der in den Tabellen angegebenen Werte sind bei rechnerischen Nachwei-
sen ausreichender Sicherheiten gegen Gleiten, Kippen und Grundbruch sowie Verträg-
lichkeit der zu erwartenden Setzungen möglich. 
 
Der im Südwesten vorgefundene Schwemmsand ist als eingeschränkt tragfähig, die 
Mudde als nicht tragfähig zu bewerten. 
Für den gesamten Bereich der südwestlichen Senke ist eine Öffentliche Grünfläche 
vorgesehen. 
 
Danach können im gesamten restlichen Planbereich herkömmliche Wohnhäuser aus 
geotechnischer Sicht ohne besondere Auflagen errichtet werden. Dabei ist jedoch ein 
ausreichender Schutz gegen Vernässungen zu beachten. 
Sofern Unterkellerungen ausgeführt werden, sollten die Kellerfußböden zumindest 0,30 
m über dem höchsten Grundwasser angeordnet und eine staufreie Ableitung von Nie-
derschlägen durch die Anordnung einer Dränage neben den Kelleraußenfundamenten 
eingeplant werden, wenn mit dem Keller der nur schwach wasserdurchlässige Ge-
schiebelehm nicht durchstoßen wird. 
 
 
 

4. Planinhalt/ Ziele, Zwecke und wesentliche Auswir kungen  
 
 
4.1 Baugebiet/ Bauliche Nutzung  
 

Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung des im Süden vorhandenen Allgemeinen 
Wohngebietes und der östlich angrenzenden Wohnbebauung dar. 
 
Aus städtebaulichen Gründen soll in dem neuen Wohngebiet ein überwiegender Anteil 
der Bebauung in Form einer eingeschossigen Einfamilienhausbebauung konzentriert 
werden. Durch textliche Festsetzungen werden störende Nutzungen ausgeschlossen, 
aber der Funktionalität und Durchmischung dienende Nutzungen ermöglicht. 
 
Weitergehende Nutzungswünsche z.B. nach Geschäfts- und Bürogebäuden werden im 
verkehrsgünstig gelegenem Randbereich des Plangebietes entlang der K 20 in einem 
mit ein- und zweigeschossiger Bebauung festgesetztem Mischgebiet ermöglicht. 
 
Um den Charakter des in weiten Teilen angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wah-
ren, wird es für erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen im Bereich des Allge-
meinen Wohngebietes auf maximal 2 je Wohngebäude zu beschränken. 
 
In Anpassung an die vorhandene Bebauung ist für weite Teile des Plangebietes die 
Festsetzung getroffen worden, daß nur Einzel- bzw. Doppelhäuser zulässig sind. 
Das Maß der baulichen Nutzung nimmt ebenfalls die Struktur und Bebauungsdichte 
der angrenzenden Wohnbebauung auf. 
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Im gesamten Planbereich sind die erforderlichen Einstellplätze auf den Privatgrundstü-
cken herzurichten. 
 
Für das Baugebiet gilt die textliche Festsetzung, daß Stellplätze und Garagen nur in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche bzw. auf den dafür festgesetzten Flä-
chen errichtet werden dürfen. 
Das Straßenbild wird gerade durch die grünen Vorgärten positiv unterstützt und beein-
flußt somit die Wohnqualität. Die Bauflächen sind so zugeschnitten, daß diese Ein-
schränkungen zumutbar sind. 
 
 

4.2 Verkehrsflächen  
 

Das Plangebiet ist über die K 20 und den Mühlenweg zu erreichen. 
 
Die innere Erschließung erfolgt über eine 10,50 m breite Sammelstraße mit Park- / 
Grünstreifen und Hochbord, über 5,50 breite Wohnstraßen als Mischverkehrsflächen, 
4,00 m breite Stichwege sowie über 3,00 m breite Geh- und Radwege. Der östliche 
Teil des Plangebietes wird mit den Straßen der anschließenden Bebauung verbunden. 
 
Die Sammelstraße führt in einem weiten Bogen vom Mühlenweg aus um die geplante 
Parkanlage mit den radial auf sie zulaufenden Wohnstraßen herum und knickt zur K 20 
hin ab. Im Osten des Plangebietes ist sie dem Lärmschutzwall vorgelagert und definiert 
in diesem Bereich die Grenze des neuen Baugebietes. 
Um diese Bebauungskante räumlich wirksam werden zu lassen, wird in diesem Be-
reich entlang der Sammelstraße eine Baulinie festgesetzt, auf der die Hauptgebäude 
mit ihrer Längsseite zu errichten sind. Vor- und Rücksprünge von Gebäudeteilen von 
maximal 2,00 m sind in einer Gesamtlänge von maximal 1/3 der Gebäudelänge er-
laubt, um den Bauwilligen unter Wahrung des städtebaulichen Zieles größtmögliche 
Gestaltungsfreiheit einzuräumen. 
 
Im übrigen Plangebiet sind die Baugrenzen zugunsten der gestalterischen Freiheit 
großzügig gefaßt. 
 
Die Hinteranlieger und Anlieger der 4,00 m breiten Stichwege müssen die Mülltonnen 
bzw. den Sperrmüll am Tag der Abfuhr an die nächste Erschließungsstraße stellen. 
 
Der zur Erschließung des im nordwestlichen Plangebiet gelegenen Teiles des Flur-
stücks 2/1, Flur 3, Gemarkung Stederdorf notwendige und auf Privatgrund festgesetzte 
Stichweg ist vom Grundstückseigentümer auf eigene Kosten nach den Ausbaustan-
dards der Stadt Peine anzulegen. 
 
Zur Verbindung der Wohnstraßen mit der Öffentlichen Grünfläche im nordwestlichen 
Planbereich sowie zur Querverbindung innerhalb des Wohngebietes sind Geh- und 
Radwege in einer Breite von 3,00 m geplant. Diese Flächen sind auch für Leitungs-
rechte zum Zwecke der Entwässerung bestimmt. 
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4.3 Versorgung 
 

Die wesentlichen Versorgungseinrichtungen, wie Läden zur Deckung des täglichen 
Bedarfs, Schulen, Kindergärten und Anlagen für soziale, kirchliche und kulturelle Zwe-
cke, sind in Stederdorf vorhanden. 
Zur Ansiedlung zusätzlicher Versorgungseinrichtungen wird am nördlichen Rand des 
Plangebietes ein Mischgebiet ausgewiesen. 
 
Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser, Gas und Elektrizität ist durch den Aus-
bau bzw. die Erweiterung der sich in unmittelbarer Nähe des Plangebietes befindenden 
entsprechenden Versorgungsleitungen möglich. 
Für die Strom- und Gasversorgung werden im Bebauungsplan Flächen für Gas- und 
Trafostationen ausgewiesen. 
 
Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung werden ein an der süd-
lichen Zufahrt zum Baugebiet vorhandener und ein zweiter im Südosten der Öffentli-
chen Parkanlage geplanter Löschwasserbrunnen im Bebauungsplan zeichnerisch fest-
gesetzt. 
 
Die Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt über einen direkten Anschluß 
an die Schmutzwasserkanalisation im Hesebergweg. Der Schmutzwasserkanal im Ge-
biet des Bebauungsplanes Nr. 26 (südlich Mühlenweg) wird ebenfalls an den neuen 
Vorfluter angeschlossen. 
 
Auf einer Teilfläche im Nordwesten des Plangebietes ist das Niederschlagswasser auf 
den Grundstücken zu nutzen oder zu versickern, da der hier vorliegende Boden dies 
zuläßt. 
Im übrigen Plangebiet wird die Versickerung des Oberflächenwassers auf den Privat-
grundstücken mit Ausnahme des im Bereich einzeln angelegter Einstellplätze und ihrer 
Zufahrten anfallenden Regenwassers nicht vorgeschlagen, da der Boden, wie die 
durchgeführte Bodenuntersuchung zeigt, zum größten Teil aus Geschiebelehm be-
steht. Dieser weist eine geringe Durchlässigkeit auf. 
 
Das in letztgenannten Bereichen anfallende Regenwasser wird in Kanälen zur zentra-
len Sickerfläche im Südwesten des Plangebietes geführt und dort versickert. Die zent-
rale Versickerung dient gleichzeitig als wasserwirtschaftliche Ausgleichsmaßnahme für 
den Mehrabfluß infolge der Bebauung. 
 
Aus gestalterischen Gründen werden Freileitungen im gesamten Plangebiet ausge-
schlossen. 
Eine Verkabelung ist unter wirtschaftlich vertretbarem Aufwand möglich und in Neu-
baugebieten inzwischen Standard. 
 
An der Einmündung der Sammelstraße in den Mühlenweg wird eine Wertstoffsammel-
stelle ausgewiesen, um eine ortsnahe Entsorgung von Wertstoffen zu gewährleisten. 
Es dürfen nur Stoffe zeitweilig gelagert werden, die nicht unter das Abfallgesetz fallen. 
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4.4 Öffentliche Grünflächen  
 

Ein wesentliches Element des städtebaulichen Konzeptes stellt die geplante Grünzone 
im Südwesten des Plangebietes dar. Dieser Grünzug soll neben der Aufnahme von 
Fuß- / Radwegen, die Teil des geplanten durch die Ortschaft Stederdorf gehenden 
Fußwegesystems sind, vor allem Raum bieten für ein vielfältiges Angebot an Spiel- 
und Rasensportmöglichkeiten in zentraler Lage. Durch Lage und Größe ist die Parkan-
lage nicht nur für das Neubaugebiet, sondern auch für die angrenzenden Wohngebiete 
von Bedeutung. 
Anpflanzfestsetzungen werden für diesen Bereich nicht getroffen, da es sich um eine 
Öffentliche Grünfläche handelt. 
Der Teich und der ihn umgebende Bewuchs aus Trauerweiden, Weidengebüsch und 
Seggenried ist zu erhalten und extensiv zu pflegen. 
Nach dem derzeitigen Stand der Planung sind für die in der Grünfläche vorgesehene 
zentrale Versickerung keine Eingriffe in das Biotop erforderlich. Zeigen die weiteren 
Planungen die Notwendigkeit einer Einleitung von Regenwasser in den Teich, erfolgt 
eine endgültige Beurteilung der Maßnahmen durch die Untere Naturschutzbehörde im 
Rahmen des wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 
 
Eine zweite kleinere Grünfläche ist im Bereich der Reihenhausbebauung vorgesehen. 
 
Die an der K 20 vorhandenen Alleebäume sind gleichfalls zu erhalten und zu pflegen. 
 
Entlang der Sammelstraße sind an den festgesetzten Standorten Einzelbäume zu 
pflanzen und zu erhalten. 
Sie dienen der Einfassung und optischen Verengung des Straßenraumes. 

 
 
4.5 Private Grünflächen  

 
Zur Einfassung des Straßenraumes entlang der Wohnstraßen sind an den im Bebau-
ungsplan festgesetzten Standorten, heimische, standortgerechte, hochstämmige 
Laubbäume zu pflanzen, zu pflegen und zu erhalten. 
 
Im Bereich des Lärmschutzwalls gelten Anpflanzfestsetzungen gemäß des im Rahmen 
des Bebauungsplans Nr. 23 erstellten Grünordnungsplans (siehe Anhang zur Begrün-
dung). 

 
 
4.6 Berücksichtigung Ökologischer Aspekte 
 

Vorgehensweise / Ablauf 
Auf Antrag des Ortsrates Stederdorf / Wendesse, wurden zwei Teilbereiche des Plan-
gebietes stärker auf ökologische Bauweisen ausgerichtet. 

Eine vorbereitende Umfrage unter den Grundstücksinteressenten zeigte, daß das Inte-
resse am Ökologischen Bauen auf freiwilliger Basis vorhanden ist, aber verbindliche 
Festsetzungen überwiegend abgelehnt werden. 
Dementsprechend sind für die überarbeiteten Teilgebiete keine Festsetzungen getrof-
fen worden, die den Bereich der Gebäudetechnik (Solaranlagen, Zisternen etc.) betref-
fen. 
Zur Förderung dieses Aspektes des Ökologischen Bauens ist eine umfassende Infor-
mation der Bauwilligen über technische Möglichkeiten und vorhandene Förderpro-
gramme durch die Stabstelle Umwelt vorgesehen. 
Ökologische Festsetzungen des Bebauungsplans 
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Die Festsetzungen betreffen mit den Themen kosten- und flächensparendes Bauen, 
kosten- und flächensparende Erschließungsanlagen und `Grün` in der Straßenraum-
gestaltung Punkte, die sich nicht allein vom einzelnen Bauherren verwirklichen lassen, 
sondern für die der Bebauungsplan die Voraussetzungen schaffen muß. 
 
Festsetzungen im Teilbereich I 

⇒ Kleinere Grundstücke (ca. 500 – 600 m²) 
In der Umfrage zum Ökologischen Bauen sprachen sich 67% der Bauwilligen für klei-
nere Grundstücke aus. 

⇒ Anpflanzfestsetzungen auf den Privatgrundstücken als straßenbegleitendes Grün 
Die Anpflanzung und die Anwachspflege der Hecke sowie der auf den gegenüberlie-
genden Grundstücken festgesetzten Bäume erfolgt durch die Stadt, die weitere Pflege 
durch die Eigentümer. So wird sichergestellt, daß die Anpflanzungen tatsächlich erfol-
gen und einheitlich gestaltet werden. 

⇒ Kleinerer Straßenquerschnitt 
Der Fahrbahnquerschnitt wird auf 4,75 m verengt. Als Ausweich- und Rangierfläche 
weitet sich die Fahrbahn im Bereich der festgesetzten Garagenflächen auf 5,50 m. 

⇒ Begrünung der Garagendachflächen 
Neben der weiteren Verringerung der versiegelten Flächen ist die Begrünung der zur 
Verkürzung der Zufahrtswege in Fahrbahnnähe festgesetzten Garagen auch ein Ele-
ment zur einheitlichen von Grün geprägten Gestaltung des Straßenraumes. 

Diese Straßenraumgestaltung ist nur in einem Teilbereich vorgesehen, um Erfahrun-
gen zu sammeln, in wie weit eine Verringerung der versiegelten Flächen durch kleinere 
Straßenquerschnitte und begleitende Festsetzungen in der Bevölkerung auf Akzeptanz 
stößt. 
 
Festsetzungen im Teilbereich II 

⇒ Festsetzung von Doppel- / Kettenhäusern und Reihenhäusern 
Zur Minimierung des Flächenverbrauchs und um der großen Nachfrage nach kleineren 
Grundstücken in einer städtebaulich vertretbaren Form Rechnung zu tragen, ist in die-
sem Bereich eine höhere Bebauungsdichte vorgesehen. 

⇒ Anlage einer Öffentliche Grünfläche 
Die verdichtete Bauweise in diesem Bereich macht ein zusätzliches Freiraumangebot 
in unmittelbarer Wohnungsnähe sinnvoll. 

⇒ Begrünung der Dachflächen von Sammelgaragen 
Als weiterer Ausgleich für die hohe Bebauungsdichte sind die im Zuge der Reihen-
hausbebauung entstehenden Gemeinschaftsgaragen zu begrünen. 

 
Der städtebauliche Entwurf zeigt die Möglichkeit einer Grundstücksvermarktung an 
einzelne Bauherren mit einer Reihenbebauung aus in eingeschossiger Bauweise anei-
nandergereihten Einfamilienhäusern. 
Die innere Erschließung erfolgt im städtebaulichen Entwurf über 2,00 m bis 4,00 m 
breite Fuß- und Radwege, die Unterbringung der Pkws auf vorgelagerten Garagenhö-
fen. 
Die Verpflichtung der Grundstücksinteressenten zur städtebaulich notwendigen bauli-
chen und farblichen Abstimmung innerhalb der Bauzeilen erfolgt bei einer Grund-
stücksvermarktung an einzelne Bauherren über den Kaufvertrag. 
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Im Bebauungsplan sind die Baufenster großzügig zugeschnitten und eine zweige-
schossige Bauweise ist erlaubt, so daß neben dem Bebauungsvorschlag des städte-
baulichen Entwurfes, auch eine Vermarktung an Investoren für eine klassische Rei-
henhausbebauung ermöglicht wird. 
Die Baufenster sind so zugeschnitten, daß auf eine gesonderte Ausweisung von Flä-
chen für Garagen und Stellplätze verzichtet werden kann. Der Nachweis über die er-
forderlichen Einstellplätze erfolgt im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens. 

 
Neben dem ökologisch begründeten sparsamen Flächenverbrauch in den beiden be-
arbeiteten Teilbereichen sind im gesamten Plangebiet die Baugrenzen so gefaßt, bzw. 
die festgesetzten Garagenflächen so angeordnet, daß die Garagen und Stellplätze in 
Fahrbahnnähe angelegt werden können. 
Eine unnötige Flächenversiegelung durch lange Garagenzufahrten kann so vermieden 
werden. 
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Darüber hinaus ermöglicht die in Nord- / Südrichtung verlaufende Sammelstraße mit 
den sich in Ost- / Westrichtung anschließenden Wohnstraßen für weite Teile des Plan-
gebietes eine optimale Ausrichtung der Grundstücke in Südrichtung. 
Damit eignet sich das gesamte Baugebiet in besonderem Maße zur aktiven und passi-
ven Nutzung von Sonnenenergie z.B. durch den Einbau von Sonnenkollektoren oder 
Wintergärten.  
 

 
 
5.  Schallschutz  
 

Zur Beurteilung der Lärmsituation wurde ein Lärmschutzgutachten in Auftrag gegeben. 
 
Im unmittelbaren Umfeld des Baugebietes stellen die K 20 und die im Osten geplante 
Zubringerstraße zur Autobahnanschlußstelle Peine – Ost die Hauptlärmquellen dar. In 
geringerem Maße belastet der Mühlenweg das Neubaugebiet. 
Eine an der K 20 stehende Scheune, in der in den Sommermonaten Getreide getrock-
net wird, stellt nach Einschätzung des Gutachters keine über den Verkehrslärm an der 
K 20 hinausgehende Lärmbelastung dar. 
 
Zur Minderung der Lärmeinwirkungen ist entlang der Zubringerstraße ein 4,50 m hoher 
Lärmschutzwall vorgesehen. Entlang der K 20 wird ein Mischgebiet ausgewiesen. 
 
Nach DIN 18005, Schallschutz im Städtebau, werden für Allgemeine Wohngebiete Ori-
entierungswerte von tags 55 dB (A) und nachts 45 dB (A) und für Mischgebiete Werte 
von tags 60 dB (A) und nachts 50 dB (A) empfohlen. 
 
Gemäß Lärmschutzgutachten ist zur Einhaltung dieser Werte gemessen 6 m über 
Grund im Bereich der K 20 eine Entfernung zur Straßenachse von 26 m notwendig, im 
Bereich des Walls von 36 m bis zur neuen Zubringerachse und entlang des Mühlen-
weges von 13 m zur Straßenachse. 
 
Die Baugrenzen an der K 20 und am Mühlenweg sind so gefaßt, daß diese Abstände 
von der angrenzenden Bebauung eingehalten werden. 
 
In Teilbereichen zwischen der Sammelstraße und dem Lärmschutzwall unterschreitet 
die Baugrenze den erforderlichen Abstand von 36 m zur Zubringerachse. Um hier im 
Dachgeschoßbereich nicht über die Höhe des Lärmschutzwalls hinaus zu kommen, 
empfiehlt der Gutachter die Höhe der OK Fertigfußboden im EG auf 0,50 m über OK 
Straße zu begrenzen. 
Dieses Ziel wird im Bebauungsplan mit der Festsetzung einer maximalen Höhe der 
OKFF im OG auf 3,50 m über Straßenniveau erreicht. 
 
Bei der geplanten Bebauung im südlichen Bereich, Ecke Mühlenweg / Zubringerstraße, 
sind im Dachgeschoßbereich Grenzwertüberschreitungen möglich. 
Auf diesen Umstand wird im Bebauungsplan nachrichtlich hingewiesen und gemäß der 
Vorschläge des schalltechnischen Gutachtens eine Orientierung der Schlafräume im 
Dachgeschoß nach Westen empfohlen. 
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6.  Natur- und Landschaftspflege und Umweltschutz 
 

Durch den Bebauungsplan Nr. 28 Stederdorf werden intensiv ackerbaulich genutzte 
Flächen in einer Größe von ca. 20,25 ha als Baugebiet vorgesehen. 
 
Im südwestlichen Bereich des Plangebietes befindet sich ein Teich mit angrenzendem 
Feucht- / Naßgrünland von ca. 6150 m² Größe. Südlich des Teiches befindet sich in 
einer Bodensenke ein Seggenried, das nach § 28a Niedersächsisches Naturschutzge-
setz geschützt ist. 
Der Teich und der ihn umgebende Bewuchs aus Trauerweiden, Weidengebüsch und 
Seggenried wird zeichnerisch und textlich als zu erhaltende und extensiv zu pflegende 
Fläche festgesetzt. Das Biotop soll in eine größere Parkanlage eingebettet werden. 
 
Im nordöstlichen Planbereich befindet sich eine ca. 1650 m² große, intensiv genutzte 
Grünlandfläche. In diesem Bereich ist eine zweite Öffentliche Grünfläche geplant. 
 
Schutzgebiete nach §§ 24-27 sind von der Planung nicht betroffen. 
 
 
 
Ausgleichsmaßnahmen auf der Grundlage der Naturschu tzfachlichen Hinweise 
zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitp lanung (NLÖ) 

 
 
6.1  Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften  

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist die von der Bebauung betroffene Fläche des 
Geltungsbereiches als Fläche mit stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes dargestellt. 
 
Es handelt sich im wesentlichen um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen, die der 
Wertstufe 3, naturferne Biotoptypen, zuzuordnen sind. 
 
Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Das Vorkommen gefährdeter Arten kann in diesem Bereich ausgeschlossen werden. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einordnung in Wertstufe 3 nicht. Es entstehen 
keine erheblichen Beeinträchtigungen, also ist auch keine Kompensation erforderlich. 
 
 
Vorher:   Wertstufe 3 
Nachher:  Wertstufe 3 
 
 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte 13 (Arten- und Lebensgemeinschaften) 
Karte 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 
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6.2 Einstufung des Biotoptyps nach Naturnähe 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit 
wechselnder Fruchtfolge. 
 
In bezug auf das Bewertungskriterium Naturnähe sind diese Flächen als naturferne Bi-
otoptypen der Wertstufe 3 (von geringer Bedeutung) zuzuordnen. 
 
Nach Beendigung der Ausbaumaßnahme ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 
(von geringer Bedeutung) nicht. Es handelt sich dann um einen künstlichen Biotoptyp 
mit technisch-baulich geprägten und genutzten Flächen. 
 
Eine Kompensation des Eingriffs bezüglich des Kriteriums Naturnähe ist nicht erforder-
lich, da sich die Zuordnung der Wertstufe nicht verändert. 
 
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte 13 (Arten- und Lebensgemeinschaften) 
Karte 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 

 
 
6.3 Schutzgut Boden 

 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt die von der Bebauung betroffenen Flächen 
als Flächen des Bodentyps Braunerde mit der Nutzungseignung als Ackerfläche dar. 
 
Geologisch handelt es sich um glazifluviatile Lockergesteine in Form von Sanden über 
Kiesen. 
Die Entstehung wird auf das Drenthe-Stadium der Saale-Eiszeit im Känozoikum (Erd-
neuzeit) datiert. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Aspekt Boden ist eingeschränkt. 
 
Durch die intensive Ackernutzung ist die Einstufung des Bodens bezüglich des Bewer-
tungskriteriums Natürlichkeitsgrad in Wertstufe 2 (von allgemeiner Bedeutung) vorzu-
nehmen. Davon ausgenommen sind die asphaltierten landwirtschaftlichen Wege, die 
als versiegelte Flächen der Wertstufe 3 zuzuordnen sind. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einteilung in die Wertstufe 2 nicht. Als Ausnahme 
gelten die versiegelten Flächen, die nunmehr der Wertstufe 3 zuzuordnen sind. 
 
Berechnung der versiegelten Flächen : 
 
Straßenverkehrsflächen neu    ca. 19.500 m² 
maximal bebaubare Flächen    ca. 62.800 m² 
        =========== 
maximal versiegelbare Flächen   ca. 82.300 m² 
 
Ermittlung der auszugleichenden Flächen:  82.300 m²  x 0,3 = 24.690 m² 
 
Es ergibt sich eine auszugleichende Fläche von ca. 24.700 m² für die Versiegelung von 
Straßenverkehrsflächen und die Bebauung der einzelnen Grundstücke. 
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Im Plangebiet werden insgesamt ca. 32.000 m² Öffentliche Grünflächen angelegt. Dar-
unter befindet sich eine ca. 6.150 m² große Fläche mit naturnahem Teich und angren-
zendem Feucht- / Grünland. 
Diese Fläche erfährt keine Aufwertung und kann daher nicht als Ausgleichsfläche an-
gesehen werden. 
Es verbleiben ca. 25.850 m² Ausgleichsfläche. Damit ergibt sich ein Ausgleichsüber-
schuß von ca. 1.150 m². 
 
Die Flächen mit Anpflanzfestsetzungen im Bereich des Lärmschutzwalls gelten gemäß 
des Grünplans vom 03.06.1997 als Ausgleichs- und Ersatzflächen für die Baumaß-
nahmen des angrenzenden Bebauungsplans Nr. 23. 
 
Vorher  Wertstufe 2 
Nachher  Wertstufe 2 

 
 
 Bezug: 

Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 1   (Geologie) 
Karte Nr. 3   (Boden) 
Karte Nr. 18 (Boden II) 
 
 

6.4 Schutzgut Wasser - Oberflächengewässer 
 
Ein im Südwesten des Plangebietes gelegener mäßig belasteter See der Wertstufe 1 
bleibt erhalten. Er wird in eine größere Parkanlage eingebettet. 
 
Vorher  Wertstufe 1 
Nachher  Wertstufe 1 

 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 16 (Fließgewässer) 
Karte Nr. 17 (Stillgewässer) 
 
 

6.5 Schutzgut Wasser - Grundwasser 
 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine wird das Plangebiet als Fläche mit eingeschränk-
ter bis stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt 
Grundwasser dargestellt. 
 
Die potentielle Grundwasserneubildung ist in dem Bereich als hoch bis mittel, je nach 
dem tatsächlichen Bodenaufbau, einzustufen. Durch die intensive Bewirtschaftung der 
Plangebietsfläche als Ackerboden ist die reelle Grundwasserneubildung durch die 
Pflugsohlenverdichtung bei der Bodenbearbeitung als mittel bis gering einzustufen.  
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Das Schutzgut Grundwasser ist in Bezug auf den Natürlichkeitsgrad der Wertstufe 2 
(von allgemeiner Bedeutung) zuzuordnen. 
Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes mit Einzel- und Doppelhausbebauung än-
dert sich die Einteilung in Wertstufe 2 nicht, da der Versiegelungsgrad unter 50 % liegt. 
Im Bereich der Ketten- und Reihenhausbebauung und des Mischgebietes kann der 
Versiegelungsgrad maximal 60 % erreichen. Diese Flächen sind nunmehr der Wertstu-
fe 3 zuzurechnen. 

 
Flächen mit Versiegelung > 50 % ca. 31.500 m² 
Entsiegelung der asphaltierten Wirtschaftswege ca.   7.600 m² 
 
Es ergibt sich eine auszugleichende Fläche von ca. 23.900 m². 
Als Ausgleichsmaßnahme wird das Niederschlagswasser des gesamten Plangebietes 
in einer Öffentlichen Grünfläche zentral versickert. 
Ca. 25.800 m² der geplanten Grünfläche sind intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit 
einer als mittel bis gering einzustufenden Grundwasserneubildung (Wertstufe 2).Nach 
Anlage der Grünfläche ist die Grundwasserneubildung als hoch bis mittel einzustufen 
(Wertstufe 1). 

Daraus ergibt sich ein Ausgleichsüberschuß von ca. 1.900 m². 
 

Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 

 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 15 (Grundwasser) 
 
 

6.6 Schutzgut Luft 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt im Plangebiet ein mäßig eingeschränktes 
Freiraumklima dar. 
 
Hinsichtlich des Bewertungskriteriums Natürlichkeitsgrad ist das Schutzgut Luft der 
Wertstufe 2 (von Bedeutung) zuzuordnen, da es sich um wenig beeinträchtigte Berei-
che handelt. 
 
Nach der Ausbaumaßnahme verändert sich die Wertstufeneinteilung nicht.  
 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 19 (Klima-/Lufthygiene) 
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6.7 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Der Planbereich wird im Landschaftsplan der Stadt Peine als Landschaftsraum mit 
sehr geringer Landschaftsbildqualität dargestellt. 
 
Es handelt sich um Bereiche mit sehr geringem Anteil naturbetonter Biotoptypen. In 
Bezug auf das Bewertungskriterium naturraumtypische Vielfalt und Eigenart ist das 
Plangebiet von geringer Bedeutung und wird Wertstufe 3 zugeordnet. 
 
Durch Pflanzfestsetzungen, die entlang der Verkehrsflächen auf öffentlichen und priva-
ten Flächen die Anpflanzung und den Erhalt heimischer Laubbäume und im Bereich 
des Lärmschutzwalls eine intensive Begrünung gemäß des Grünordnungsplans vom 
03.06.1997 vorsehen, sowie die Ausweisung von insgesamt 32.000 m² Öffentlicher 
Parkfläche, wird die Baumaßnahme in die Landschaft eingebunden und in ihrer Stör-
wirkung abgemildert. 
Nach der Baumaßnahme verbleibt das Plangebiet in derselben Wertstufe, die Bedeu-
tung verändert sich nicht. Eine Kompensation ist daher nicht erforderlich. 
 

 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 

 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 20 (Landschaftsbild) 

 
 
 
7. Planungsstatistik  

 
Größe des Plangebietes ca. 210.350 m² 
 
Erschließungsstraßen ca.   26.000 m² 
Öffentliche Parkflächen ca.   32.000 m² 
Größe des Nettobaulandes ca. 132.850 m² 
Private Grünflächen mit Pflanzbindung ca.   10.800 m² 
 
Geplant sind 165 Einzel- und Doppelhäuser 165 WE 
37 Reihen- und Kettenhäuser 37 WE 
30 % Einliegerwohnungen 61 WE 
8 zweigeschossige Einzelhäuser 48 WE 
 
 311 WE 
   
 
Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen je Wohneinheit (EW/WE) können 716 Perso-
nen im Planungsgebiet wohnen. 
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8. Kostenschätzung  
 
Der Stadt Peine entstehen durch die vorgesehenen Ausbaumaßnahmen voraussicht-
lich Kosten in Höhe von ca. DM. 
 
Es werden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechts erhoben. 
 
 

 
9. Abwägung der Stellungnahmen und Anregungen  

 
Eine Auflistung der Stellungnahmen und Anregungen sowie die Stellungnahmen der 
Verwaltung sind als Anlage beigefügt. 

 
 
 
10. Verfahrensablauf  

 
Die Grundzüge der Planung wurden im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
vom 10.05.1999 bis zum 26.05.1999 bekanntgemacht. 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 28 und dem städte-
baulichen Entwurf in der Zeit vom 10.01.2000 bis 09.02.2000 öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung i. V. mit dem Bebauungsplan in seiner 
Sitzung am 04.05.2000 als Satzung beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Peine, den 31.05.2000 

 
 
 
 
 
 
 
 
gez. Biel gez Willenbücher 
Bürgermeister Stadtdirektor 


